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15.317

Standesinitiative Neuenburg.
Familienbesteuerung.
Anpassung der Gesetzgebung
an die neuen Familienformen

Initiative cantonale Neuchâtel.
Fiscalité des familles. Adaptation
de la législation à l'évolution
des structures parentales

Vorprüfung – Examen préalable

CHRONOLOGIE

STÄNDERAT/CONSEIL DES ETATS 05.12.16 (VORPRÜFUNG - EXAMEN PRÉALABLE)
NATIONALRAT/CONSEIL NATIONAL 13.12.17 (VORPRÜFUNG - EXAMEN PRÉALABLE)

Präsident (Bischofberger Ivo, Präsident): Es liegt ein schriftlicher Bericht der Kommission vor. Die Kommission
beantragt mit 10 zu 0 Stimmen bei 1 Enthaltung, der Initiative keine Folge zu geben.

Schmid Martin (RL, GR), für die Kommission: Die Standesinitiative wurde am 1. Oktober 2015 vom Kan-
ton Neuenburg eingereicht. Sie ersucht um eine Änderung der gesetzlichen Grundlagen für die Familien-
besteuerung. Sie fordert insbesondere, die Ungleichheiten in der Besteuerung zwischen den Alimenten an
minderjährige und jenen an volljährige Kinder seien zu beseitigen und die Abzugsregelungen für verheiratete,
unverheiratete und geschiedene Paare zu harmonisieren.
Die Initianten begründen den Vorstoss mit der Tatsache, dass die geltende Steuergesetzgebung vom Modell
"Einverdiener-Ehepaar mit Kind oder Kindern" ausgehe, dass sich die Familienformen seit Mitte des 20. Jahr-
hunderts jedoch erheblich verändert hätten. Die Initianten sind sich der Tatsache bewusst, dass die Nichtab-
ziehbarkeit der Alimente an volljährige Kinder wiederholt auf Bundesebene thematisiert wurde. Sie räumen ein,
dass die alleinige Behandlung des Problems der Nichtabziehbarkeit der Alimente an volljährige Kinder eine Un-
gleichbehandlung verheirateter Paare mit sich bringen könnte. Aus diesem Grund ersucht die Standesinitiative
die Bundesversammlung, die erforderlichen Massnahmen zu ergreifen, damit die Familienbesteuerung besser
auf die verschiedenen Familienmodelle der heutigen Zeit zugeschnitten ist.
Der Text der vorliegenden Standesinitiative deckt sich fast vollständig mit dem Text der Motion Maire Jac-
ques-André 14.3468, auf die ausdrücklich Bezug genommen wird. Die Motion Maire Jacques-André wurde im
Parlament noch nicht behandelt. Der Bundesrat hat jedoch zu dieser Motion schon Stellung genommen und
beantragt deren Ablehnung.
Der Bundesrat hat dabei Folgendes festgestellt: Würden die Alimentenleistungen an das volljährige Kind für ab-
zugsfähig erklärt, müsste das Kind die Leistungen versteuern. Dies würde aber in der Regel nicht zu einer den
Verhältnissen angepassten, sachgerechten Besteuerung führen. Leisten beide Eltern Unterhaltszahlungen,
kann bei der direkten Bundessteuer der Elternteil mit den höheren finanziellen Leistungen den Kinderabzug,
der andere den Unterstützungsabzug geltend machen. Getrennt lebende oder geschiedene Ehegatten wer-
den diesbezüglich gegenüber intakten Ehen bevorzugt, denn verheiratete können lediglich den Kinderabzug
geltend machen. Rechtfertigen lässt sich diese Bevorzugung mit der generell schwierigen finanziellen Situa-
tion, in welcher sich getrennt lebende Eltern oft befinden, sowie in Anbetracht der mit der Trennungssituation
einhergehenden höheren Ausgaben, beispielsweise bei den Wohnkosten.
Eine Regelung, mit welcher einerseits getrennt lebende Eltern mit minderjährigen oder mit volljährigen Kindern
in Ausbildung und andererseits intakte Ehen und getrennt lebende Elternteile gleich behandelt werden, lag dem
früher geltenden Bundesratsbeschluss vom 9. Dezember 1940 über die Erhebung einer direkten Bundessteuer
zugrunde. Die Unterhaltszahlungen für das Kind konnten damals von der leistenden Person nicht zum Abzug
gebracht werden. Im Gegenzug musste die empfangende Person die Leistungen auch nicht versteuern. Diese
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Lösung wurde jedoch als ungerecht empfunden, da die unterhaltsverpflichtete Person Einkommen versteuern
musste, über das sie nicht mehr verfügen konnte.
Der Gesetzgeber war damals der Meinung, dass mit der heute geltenden Alimentenbesteuerung, die ge-
samtschweizerisch zur Anwendung kommt, die Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit bes-
ser verwirklicht wird. Zudem berücksichtigen die Zivilgerichte heute die Steuerbelastung der Eltern von min-
derjährigen und von volljährigen Kindern bei der Festsetzung der Unterhaltsbeiträge. Bei einer Änderung der
steuerlichen Bestimmungen müssten die bestehenden Unterhaltsregelungen ebenfalls angepasst werden.
Aufgrund dieser Argumente kam die Kommission trotz des berechtigten Anliegens zum Schluss, dass die heute
geltende Regelung gegenüber jeder anderen Regelung eben eine bessere Lösung darstellt und dass bisher
keine Lösung gefunden werden konnte, die eine Gleichbehandlung besser verwirklichen könnte, als dies das
heutige Recht macht.
Die Kommission beantragt Ihnen deshalb einstimmig bei einer Enthaltung, der Standesinitiative keine Folge zu
geben; dies insbesondere auch aufgrund der Tatsache, dass bei einer Änderung des Gesetzes auch die bishe-
rigen Scheidungskonventionen und viele Unterhaltsverpflichtungen an eine solche Gesetzgebung angepasst
werden müssten, und das hätte eben gravierende Konsequenzen.

Berberat Didier (S, NE): Je serai bref. Je ne m'oppose pas à la décision de la commission, parce qu'elle a
tranché à une majorité si claire que cela ne vaut pas la peine de se battre. Toutefois, je considère que, si
le canton de Neuchâtel souhaite que les Chambres fédérales interviennent dans ce domaine, c'est que les
débiteurs qui doivent payer des contributions d'entretien à des jeunes en formation tout juste majeurs peuvent
être confrontés à des problèmes sociaux importants.
Vu ce problème fiscal, souvent, les débiteurs des contributions d'entretien – des pères pour la plupart – se
retrouvent dans des situations sociales difficiles qui les conduisent à ne plus pouvoir payer les contributions,
ce qui est vraiment très dommageable pour les enfants majeurs.
Je pense que même si les difficultés citées par le rapporteur existent – je ne les sous-estime pas –, il serait im-
portant que la Confédération, à l'occasion, se saisisse de la question et règle d'abord l'inégalité de traitement
en matière d'imposition entre les pensions alimentaires des enfants mineurs et celles des enfants majeurs et
harmonise au mieux le régime des déductions pour enfants entre les couples mariés et les personnes divor-
cées. Cela me paraît important.

AB 2016 S 1004 / BO 2016 E 1004

Le rapporteur a mentionné la motion Maire Jacques-André 14.3468, "Fiscalité des familles. Mettre fin à cer-
taines inégalités de traitement". Certes, cette motion a été déposée, le Conseil fédéral s'y est opposé, mais,
vous l'avez vu, elle a été classée en date du 17 juin 2016 car touchée par la date de péremption, puisque les
motions sont classées lorsqu'elles restent en suspens durant plus de deux ans.
Je pense qu'il serait vraiment nécessaire que nous nous mettions une fois autour de la table afin de trouver
une solution, même si – je le redis – il est plus facile de dire qu'il faut trouver une solution que de la trouver.
C'est extrêmement compliqué puisque dès qu'on bouge un élément, comme dans le jeu du mikado, tout risque
de bouger.
On ne peut pas simplement considérer que c'est trop compliqué et, pour cette raison, ne rien faire. Il existe un
réel sentiment d'inégalité de traitement chez les gens qui doivent payer des pensions pour enfants majeurs, et
il faut que nous trouvions une solution.

Der Initiative wird keine Folge gegeben
Il n'est pas donné suite à l'initiative
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